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II. Allgemeine Verwaltungsſachen. 


Betr. Organifation der Melioratiousbanverwaltung. 
Berlin, den 30. März 1912. 

Die Waſſerbauverwaltung des Miniſteriums für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten 
(Meliorationsbauverwaltung) wird vom 1. April d. J. ab neu geregelt. Die hierzu von 
uns erlaſſene Anweiſung vom heutigen Tage überſenden wir zur Kenntnisnahme und 
Nachachtung. 

Die noch erforderlichen beſonderen Ausführungsvorſchriften werden von mir, dem 
Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten, und, ſoweit die Intereſſen anderer 
1 berührt werden, in Gemeinſchaft mit den beteiligten Herren Reſſortminiſtern 
erlaſſen. 


ini Der Miniſter Der Miniſter 
1 5 en dedeſten, für Landwirt Domänen für Handel und 1 
ö und Forſten. Im Auftrage. 
von Breitenbach. Frhr. von Schorlemer. Luſensky. 
Der Miniſter des Innern. Der Finanzminiſter. 
In Vertretung. In Vertretung. 
Holtz. Dr. Michaelis. 


I. B. IIb. 1211. I. A. Ia. 568. II. 1256. III. 1604 M. f. L. — III. P. 11.67 C. A. M. d. ö. A. — 
IIa. 1191 M. f. H. u. G. — La. 682 M. d. J. — I. 4585 F. M. 


An die Herren Oberpräſidenten und Regierungspräſidenten uſw. 


Anlage. 
Berlin, den 30. März 1912. 


Anweifung 
zur 


Organisation der Waſſerbauverwaltung des Miniſteriums für Landwirſchaft, 
Domänen und Forſten. 


Für die Waſſerbauverwaltung des Miniſteriums für Landwirtſchaft, Domänen und 
Forſten (Meliorationsbauverwaltung) treten vom 1. April 1912 ab folgende Beſtimmungen 
in Kraft: 


A. Im allgemeinen. 


J. Die jetzige fachliche Zuſtändigkeit des Miniſters für Landwirtſchaft, Domänen und 
Forſten und des Miniſters der öffentlichen Arbeiten auf dem Gebiete des Waſſer⸗, 
Meliorations- und Ingenieurbaues bleibt unverändert. 


II. 1. Die Meliorationsbaubeamten (Vorſtände der Meliorationsbauämter) werden 
als Ortsbaubeamte den Regierungspräſidenten dienſtlich unterſtellt. Sie bilden eine 
beſondere techniſche Inſtanz. Der Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten 
beſtimmt die Geſchäftsbezirke und den Umfang der Dienſtobliegenheiten der Meliorations— 
baubeamten. 

2. Die Regierungspräſidenten führen die Aufſicht über die Tätigkeit der Meliorations⸗ 
baubeamten und bearbeiten die Perſonalien der mittleren Beamten des meliorations⸗ 
techniſchen Dienſtes (vgl. unter B Ziffer IV). Sie haben ferner die Entwürfe und Koſten⸗ 
anſchläge vorzuprüfen, teilweiſe auch endgültig zu prüfen (vgl. unter B Ziffer J) und ſich 
dabei ſtändig im Einvernehmen mit den beſonderen Strombauverwaltungen, ſoweit ſolche 
gebildet ſind, zu halten. Alle Meliorationsprojekte, die die Waſſerführung der Ströme 
beeinfluſſen können, ſind den Strombauverwaltungen zur Kenntnisnahme und Geltend— 
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machung von Wünſchen und Bedenken mitzuteilen, wie umgekehrt die Strombauverwaltungen 
alle Projekte, die für die Landeskultur von Bedeutung ſein können, den Regierungs⸗ 
präſidenten mitzuteilen haben. 

III. 1. Den Regierungspräſidenten werden zur Erledigung der ihnen nach II zu⸗ 
gewieſenen neuen ſowie ihrer früheren zum Geſchäftsbereiche des Miniſters für Land⸗ 
wirtſchaft, Domänen und Forſten gehörigen Aufgaben (vgl. § 2 Ziffer 4 der Regierungs⸗ 
inſtruktion vom 23. Oktober 1817 in Verbindung mit Ziffer D II 1 der Allerhöchſten 
Kabinettsorder vom 31. Dezember 1825, Deichgeſetz vom 28. Januar 1848, Geſetz, be⸗ 
treffend die Bildung von Waſſergenoſſenſchaften vom 1. April 1879 u. a.) Regierungs⸗ 
und Bauräte beigegeben, die vom Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten 
reſſortieren. 

j 2. Diefe Regierungs⸗ und Bauräte treten auf Grund des in beglaubigter Abſchrift 
beigefügten Allerhöchſten Erlaſſes vom 5 Februar d. J. den technischen Räten der Re. 
gierung (D. V. c. der Kabinettsorder, betreffend eine Abänderung in der bisherigen Organi⸗ 
ſation der Provinzal⸗Verwaltungsbehörden, vom 31. Dezember 1825, Geſetzſamml. von 
1826 S. 5) hinzu; fie haben nach Maßgabe des 8 48 Abſ. 1 der Regierungsinſtruktion vom 
23. Oktober 1817 „die Aufſicht über das geſamte Meliorationsbauweſen im Regierungs⸗ 
bezirke zu führen und für die tüchtige und zweckmäßige Ausführung der Meliorationen 
unter möglichſter Koſtenerſparnis zu ſorgen“. nd A 

3. Soweit Geſchäfte, die zum Bereiche des Miniſters für Landwirtſchaft, Domänen 

und Forſten gehören, bisher von den Regierungs⸗ und Bauräten, die dem Miniſter der 
öffentlichen Arbeiten unterſtehen, bearbeitet worden ſind, geht ihre Bearbeitung auf die 
Regierungs⸗ und Bauräte der landwirtſchaftlichen Verwaltung über, jedoch bleibt vor⸗ 
behalten, ausnahmsweiſe die Geſchäfte zwiſchen den Regierungs⸗ und Bauräten der beiden 
Verwaltungen anderweitig zu verteilen. Dies iſt in geeigneten Fällen beſonders zu be⸗ 
antragen. Es kommt namentlich die Bearbeitung der Angelegenheiten der Deiche an den 
ſchiffbaren Strömen in Betracht, die grundſätzlich dem meliorationstechniſchen Regierungs⸗ 
und Baurat obliegt. Da es ſich hierbei aber oft um dringende Geſchäfte handelt und 
Schwierigkeiten vermieden werden müſſen, wird, da für jede Provinz nur ein meliorations⸗ 
techniſcher Regierungs⸗ und Baurat zur Verfügung ſteht, im Falle des Bedürfniſſes die 
Entſcheidung darüber einzuholen ſein, ob und inwieweit zur Erledigung der Deich⸗ 
geſchäfte bei denjenigen Regierungen, die keinen eigenen meliorationstechniſchen Regierungs⸗ 
und . haben, einſtweilig ein Regierungs⸗ und Baurat des Waſſerbaufachs heran⸗ 
uziehen iſt. 
; 4. In der Regel hat die landespolizeiliche Prüfung von Meliorationsprojekten gleich⸗ 
zeitig mit ihrer meliorationstechniſchen Prüfung durch den Regierungs⸗ und Baurat der 
landwirtſchaftlichen Verwaltung, diejenige von Eifenbahn-, Kanaliſationsprojekten und der⸗ 
gleichen durch den Regierungs- und Baurat der allgemeinen Bauverwaltung zu erfolgen. 
Nur in Ausnahmefällen dürfen beide Beamte beteiligt werden; ein ſolcher Fall liegt ins⸗ 
beſondere dann vor, wenn das Meliorationsunternehmen auch von weſentlichem Einfluß 
auf ſchiffbare Flüſſe und auf ſonſtige nicht landwirtſchaftliche Intereſſen iſt. 

5. Die Dezernate der Regierungs- und Bauräte der landwirtſchaftlichen Verwaltung 
und der allgemeinen Bauverwaltung ſind im Wege der Geſchäftsanweiſung gegeneinander 
feſt abzugrenzen. Sofern die Strombauverwaltung den Regierungspräſidenten ſelbſt zusteht, 
iſt die Wahrung der Intereſſen der Strombauverwaltung oder der Meliorationsbauverwaltung 
durch die in der Geſchäftsanweiſung für die in Betracht kommenden Fälle anzuordnende 
Mitwirkung des Regierungs- und Baurats der Strom oder der Melioralionsbauverwaltung 
zu ſichern. Eine Abſchrift der erlaſſenen Geſchäftsanweiſung iſt von den Regierungs⸗ 
präſidenten an die Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten und der öffentlichen 
Arbeiten baldigſt einzureichen. 

IV. 1. Vom 1. April d. J. ab wird in jeder Provinz ein meliorationstechniſcher 
Regierungs⸗ und Baurat angeſtellt und in der Regel dem Regierungspräſidenten am Sitze 
des Oberpräſidiuns zugeteilt. Dieſer Regierungs⸗ und Baurat ſteht aber auch den übrigen 
Regierungspräſidenten der Provinz, der Regierungs- und Baurat für die Rheinprovinz, der 
die Geſchäfte für die Hohenzollernſchen Lande mit wahrzunehmen hat, auch dem Regierungs⸗ 
präſidenten in Sigmaringen in gleicher Weiſe als techniſcher Dezernent für die Bearbeitung 
der meliorationstechniſchen Angelegenheiten zur Verfügung. 

2. Er hat ferner die bei der Generalkommiſſion der Provinz aufgeſtellten Projekte 
meliorationstechniſch zu prüfen und bei der landespolizeilichen Prüfung dieſer Projekte als 
ſachverſtändiger Beirat der Generalkommiſſion mitzuwirken. a 
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3. Auch die Oberpräfidenten können gemäß § 8 des Landesverwaltungsgeſetzes den 
Regierungs- und Baurat zur Bearbeitung der ihnen übertragenen Geſchäfte (insbeſondere 
bei Durchführung der neuen waſſerwirtſchaftlichen Geſetze: Geſetz, betreffend Verbeſſerung 
der Vorflut in der unteren Oder, der Havel, Spree uſw., vom 4. Auguſt 1904, Geſetz, 
betreffend Maßnahmen zur Verhütung von Hochwaſſergefahren in der Provinz Brandenburg 
und im Havelgebiete der Provinz Sachſen, vom 4. Auguſt 1904, Geſetz, betreffend die 
Herſtellung und den Ausbau von Waſſerſtraßen, vom 1. April 1905, Geſetz, betreffend 
Maßnahmen zur Regelung der Hochwaſſer⸗, Deich und Vorflutverhältniſſe in der oberen 
und mittleren Oder, vom 12. Auguſt 1905 ſowie zur Erledigung der ihnen ſonſt obliegenden 
Geſchäfte — vergl. Ziffer V —) heranziehen. Die den Oberpräſidenten in Breslau, Pots⸗ 
dam, Stettin, Hannover und Münſter für die Durchführung der vorbenannten waſſerwirt⸗ 
ſchaftlichen Geſetze vorübergehend beigegebenen Regierungs- und Bauräte werden mit Ende 
März d. J. zurückgezogen. 

4. Bei Exſtattung von Berichten an die Miniſter hat der zuſtändige Regierungs- und 
Baurat als Berichterſtatter oder Mitberichterſtatter mitzuwirken. 

5. Den meliorationstechniſchen Regierungs- und Bauräten werden von dem Miniſter 
für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten als techniſche Hilfskräfte, ſoweit erforderlich, 
Regierungsbaumeiſter (Bauräte) und mittlere Beamte beigegeben. 


V. Den Oberpräſidenten verbleibt auf dein Gebiete des zur landwirtſchaftlichen Ver⸗ 
waltung gehörigen Waſſer⸗ und Meliorationsbaues die Durchführung der zu Ziffer IV 3 
erwähnten neuen waſſerwirtſchaftlichen Geſetze und ihre auf § 1 Ziffer 1 der Juſtruktion 
für die Oberpräſidenten vom 31. Oktober 1825 in Verbindung mit § 73 des Waſſer⸗ 
genoſſenſchaftsgeſetzes vom 1. April 1879 beruhende Zuſtändigkeit. Daneben wird ihnen 
die Verteilung der von dem Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten für die 
Provinz zur Verfügung zu ſtellenden Anteile an den verſchiedenen Fonds (Vorarbeits⸗ 
koſtenfonds Kapitel 106 Titel 10, Flußregulierungsfonds Kapitel 106 Titel 12, Oſtfonds, 
Weſtfonds) auf die einzelnen Unternehmungen (vergl. unter B Ziffer II) und die Führung 
der Verhandlungen mit der Provinzialverwaltung wegen Finanzierung der einzelnen 

teliorationen übertragen; hierdurch erhalten fie Kenntnis von allen wichtigen Projekten, 
auch iſt ihnen der nötige Einfluß auf die Förderung des Landesmeliorationsweſens ferner⸗ 
hin geſichert. 

VI. Eine Überſicht über die Organiſation der Meliorationsbauverwaltung am 1. April 
1912 iſt beigefügt. 


B. Im beſonderen. 
J. Meliorationstechniſche Prüfung der Projekte. 


1. Sämtliche auf den Meliorationsbauämtern von deren Vorſtand oder unter ſeiner 
Leitung und Verantwortung von den ihm beigegebenen höheren oder mittleren Technikern 
aufgeſtellten Entwürfe ſind von dem dem Regierungspräſidenten beigegebenen Regierungs- 
und Baurat der landwirtſchaftlichen Verwaltung meliorationstechniſch und in der Regel 
auch landespolizeilich (ſ. Abſchnitt A Ziffer II) zu prüfen. Zu den unter der Leitung 
und Verantwortung des Bauamtsvorſtandes aufgeſtellten Entwürfen gehören auch diejenigen, 
welche von Kreiswieſenbaumeiſtern oder anderen als den oben bezeichneten Techuikern mit 
ſtaatlicher, aus dem Vorarbeitskoſtenfonds gegebener Beihilfe aufgeſtellt worden ſind. 

2. In welchen Fällen die durch den meliorationstechniſchen Rat bei der Regierung 
erfolgte techniſche Prüfung und Feſtſtellung der Entwürfe und Bauanſchläge für ſtaatliche 
Waſſerbauten im Geſchäftsbereiche der landwirtſchaftlichen, Domänen» und Forſtverwaltung 
endgültig iſt und in welchen Fällen eine Nachprüfung in der Miniſterialinſtanz ſtattzufinden 
hat, wird durch den in beglaubigter Abſchrift beigefügten Allerhöchſten Erlaß vom 
5. Februar d. J. beſtimmt. 

3. Bei der Prüfung der Frage, ob durch die Entwäſſerungen und Flußregulierungen 
ein erheblicher Einfluß auf die Waſſerführung eines ſchiffbaren Fluſſes eintreten kann und 
deshalb die Prüfung der Entwürfe und Bauanſchläge in der Miniſterialinſtanz ſtattzufinden 
hat (Ziffer 1 zu a des Allerhöchſten Erlaſſes vom 5. Februar d. J.), hat der Regierungs⸗ 
und Baurat des Waſſerbaufachs mitzuwirken. Die Entſcheidung darüber, ob der Fall zu 
Ziffer 2 c daſelbſt vorliegt, liegt dem meliorationstechniſchen Regierungs- und Baurat nach 
pflichtmäßigem Ermeſſen ob. 
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4. Die Beſtimmungen in Nr. 2 und 3 haben, wie von dem Minifter für Landwirt⸗ 
ſchaft, Domänen und Forſten hiermit angeordnet wird, auf die Intereſſentenbauten 
gleichmäßige Anwendung zu finden mit folgenden Erweiterungen: 

a) Die Prüfung durch den meliorationstechniſchen Rat bei der Regierung iſt end⸗ 
gültig auch bei allen zur Unterſtützung aus dem ſogenannten Oſt⸗ oder Weſt⸗ 
fonds beſtimmten Entwürfen, ſelbſt wenn ſie nicht unter die zu 1 a bis d des 
Allerhöchſten Erlaſſes vom 5. Februar d. J. bezeichneten fallen. 

b) Entwürfe, die von Kreiswieſenbaumeiſtern oder anderen, nicht dem Bauamts⸗ 
vorſtande beigegebenen Technikern ohne Beihilfe aus dem ſtaatlichen Vorarbeits⸗ 
koſtenfonds aufgeſtellt ſind, bedürfen neben der etwa erforderlichen landes⸗ 
polizeilichen Prüfung der meliorationstechniſchen Prüfung nur, wenn zu ihrer 
Durchführung Beihilfen aus den ſtaatlichen Meliorationsfonds (Flußregulie⸗ 
rungsfonds, Oſt⸗ und Weſtfonds, Extraordinarium) erbeten werden oder wenn 
ſie zur Grundlage bei Bildung eines öffentlich rechtlichen Verbandes (Waſſer⸗ 
genoſſenſchaft, Deichverbandes) dienen ſollen. Dieſe Prüfung liegt dem Vor⸗ 
ſtande des Bauamts, die Nachprüfung dem Regierungs⸗ und Baurat ob; letzterer 
hat zugleich pflichtmäßig zu ermeſſen, ob die Entwürfe nach Maßgabe der be⸗ 
ſtehenden Beſtimmungen noch einer weiteren Nachprüfung in der Miniſterial⸗ 
inſtanz bedürfen. 

5. Die Entſcheidung darüber, ob gewiſſe kleinere von Kreiswieſenbaumeiſtern auf⸗ 
geſtellte Projekte etwa den Vorſtänden der Meliorationsbauämter zur endgültigen Prüfung 
unter Abſehung von jeder weiteren Nachprüfung überwieſen werden können (Erlaß vom 
18. Oktober 1911, III. P. 11. 100 C. A. M. d. 5. A. I. B. II. b. 5797, I. A. I. a. 3185 M. f. 05 
bleibt vorbehalten. 


II. Einreichung der Projekte bei Nachſuchung der Genehmigung der Statute. 

1. Bei Beantragung der Genehmigung von Statuten öffentlicher Waſſergenoſſenſchaften, 
die einſtimmig gebildet ſind, bedarf es nicht mehr der Beifügung des Projektes; war der 
Entwurf nicht in der Miniſterialinſtanz geprüft, jo iſt die vorgeſchriebene Überfichtsfarte 
dem Antrage beizulegen. Wenn Widerſpruch gegen die Bildung der Genoſſenſchaft erhoben 
iſt, ſind die ſämtlichen Entwurfsſtücke vorzulegen. 

2. Bei Bildung von Deichverbänden ſind ſtets die geſamten Entwurfsſtücke ein⸗ 
zureichen. 


III. Verteilung der Beihilfen aus dem Vorarbeitskoſtenfonds und dem Fluß— 
regulierungsfonds. 


1. Die Regierungspräſidenten und die Generalkommiſſionen haben die Anträge auf 
Bewilligung von Beihilfen zu Vorarbeitskoſten alljährlich zuſammenzuſtellen und den Ober⸗ 
präfidenten einzureichen; dieſe haben die Zuſammenſtellung dem Miniſter für Landwirtſchaft, 
Domänen und Forſten vorzulegen, wobei anheimgeſtellt wird, ſich zu den Anträgen zu 
äußern oder ſelbſt Anträge zu ſtellen. Auf Grund der Zuſammenſtellungen werden den 
Oberpräſidenten beſtimmte Summen für jedes Etatsjahr überwieſen werden, deren Unter⸗ 
verteilung ihnen überlaſſen wird; bei der Überweiſung werden diejenigen Unternehmungen, 
gegen deren Inangriffnahme Bedenken beſtehen, bezeichnet werden. Eine Nachbewilligung 
für das gleiche Ekatsjahr kann nur für beſonders dringende Fälle, jo vor allem für Not⸗ 
ſtände, in Ausſicht geſtellt werden, da nur eine kleine Reſerve zurückbehalten werden ſoll. 
Die Unterverteilung haben die Oberpräſidenten dem Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen 
und Forſten nachzuweiſen. Ferner iſt nach dem Finalabſchluß eine Anzeige über die 
Verwendung der zur Verfügung geſtellten Kredite zu erſtatten. 

In gleicher Weiſe wie zu 1 iſt bei den Anträgen auf Bewilligung von Beihilfen 
aus dem Flußregulierungsfonds zu verfahren. Die Oberpräſidenten haben den ihnen über⸗ 
wieſenen Betrag nach Einvernehmen mit dem Provinzialverband über deſſen Beteiligung 
an der Aufbringung der Beihilfen auf die einzelnen Unternehmungen zu verteilen. 


IV. Mittlere Meliorationsbaubeamte. 


1. Die Bearbeitung der Perſonalien der mittleren Beamten (Regierungsbauſekretäre, 
Meliorationsbauſekretäre und bauwarte) wird, ſoweit fie jetzt den Oberpräſidenten ob⸗ 


liegt, den Regierungspräſidenten für die in ihrem Bezirke belegenen Meliorationsbauämter 
übertragen. 
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2. Die nicht beamteten Hilfskräfte (Meliorationstechniker), die außer den in der An⸗ 
wärterliſte für die mittleren Beamtenſtellen vorgemerkten Technikern noch erforderlich ſind, 
ſind von den Bauamtsvorſtänden im Wege des Privatvertrags anzunehmen. 


Der Miniſt Der Miniſter Der Miniſter 
FF für Landwirtſchaft, Domänen für Handel und Gewerbe. 
der öffentlichen Arbeiten. und Forſten. Im Auftrage. 
v. Breitenbach. Frhr. v. Schorlemer. Luſensky. 
Der Miniſter des Innern. Der Finanzminiſter. 
In Vertretung. In Vertretung. 
Holtz. Dr. Michaelis. 


I B. IIb. 1211. I. A. Ia. 588. II. 1256. III. 1604 M. f. L. — III. P. 11. 57. C. A. M. d. ö. A. — 
IIa. 1191 M. f. H. u. G. — 13. 682. M. d. J. — 1. 4585. F. M. 


Anlage A. 


Auf den Bericht des Staatsminiſteriums vom 29. Januar d. J. beſtimme Ich was folgt: 


1. Den techniſchen Räten der Regierung (D. V. b. der Kabinettsorder, betreffend 
eine Abänderung in der bisherigen Drganifation der Provinzialverwaltungs⸗ 
behörden, vom 31. Dezember 1825, Geſetzſamml. von 1826 S. 5) treten 
meliorationstechniſche Räte hinzu. a 

2. Die meliorationstechniſchen Räte werden von Mir auf Vorſchlag des Miniſters 
für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten ernannt und führen den Titel 
Regierungs⸗ und Baurat mit dem Range der IV. Klaſſe der höheren Provinzial⸗ 
beamten. 

3. Die Amtsbezirke der meliorationstechniſchen Regierungs⸗ und Bauräte werden 
von dem Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten beſtimmt. 


Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetzſammlung zu veröffentlichen. 
Berlin, den 5. Februar 1912. 
gez. Wilhelm R. 


ggez. von Bethmann Hollweg. von Tirpitz. Delbrück. Beſeler. von Breitenbach. 
Sydow. von Trott zu Solz. von Heeringen. Frhr. von Schorlemer. 
von Dall witz. Lentze. 


An das Staatsminiſterium. 


Anlage B. 


Organiſation 
der 


Waſſerbauverwaltung des Miniſteriums für Landwirtſchaft, Domänen und 
Forſten (Meliorationsbauverwaltung) am 1. April 1912. 


A. Im allgemeinen. 
einiſterialinſtanz: 
Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
Pro vinzialinſtanz: 
Regierungspräſident. 
Lokalinſtanz: 
Meliorationsbaubeamter (Vorſtand des Meliorationsbauamts). 
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B. Im befonderen. 
(Provinzial⸗ und Lokalinſtanz.) 


— . — — — — oo 


Der den Regierungs- 5 
iR präfidenten beigege- Die beſtehenden 
9 Regierungsbezirk Provinz bene meliorations⸗ 49 Meliorationsbauämter 
r. techniſche Rat hat haben ihren Amtsſitz in 


ſeinen Amtsſitz in 
J... 8 


1. | Königsberg. Br | 1. Königsberg. — II. Königsberg. 
3 e „Oſtpreußen Königsberg e 1 
5 enſtein Allenſtein. — Loetzen. 
4.] Danzig a Danzig. 
50 ade 0 Weſtpreußen Danzig e en 
6. | Potsdam. 9 Nee (| Charlottenburg. — Potsdam. 
1 Sa 1 Brandenburg Potsdam | Suan es, 
' ettin tin. 
19 5 8 | Ponimern Stettin ö 811910 = Stolp. 
0. | Stralſund s ralſund. 
11. | Poſen 4 Poſen. 
12 1 g Poſen Bromberg Bieden — Czarnikau. 
13. | Breslau . . reslau. 
14. Sr A | Schleſien Breslau | 9 81 Rn 
15. eln 5 Oppeln. — II. Oppeln. 
16. Magdeburg 2 | I: Magdeburg. — II. Magdeburg. 
17. | Merſeburg 2 | Sachen Magdeburg a 
18. Erfurt 5 furt. 
19. | Schleswig N Schleswig⸗ Schleswig Schleswig. 
Holſtein 
20.] Hannover Hannover. 
21. en 5 ae 
22, | Lüneburg . üneburg. 
2 Stade. Hannover Hannover e 
24 ee | ee 
25. | Aurich. urich. 
26. Münſter 3 | g Münſter. 
a 5 | Weſtfalen Münſter | 1 8 85 dom 
28. | Arnsberg.. Hagen. — Lippſtadt. 
29. Caſſel . 9 55 N ſſau C ſſel | Caſſel. er Fulda. 
30% Wiesbaden 0 2 [Wiesbaden. — Dillenburg. 
31. | Coblenz : Coblenz. 
32. | Düſſeldorf 5 | | J. Düſſeldorf. — II. Düſſeldorf. 
33. | Cöln . . Rheinprovinz Bonn. 
ES ie | Coblenz ee 
35. | Aachen = Aachen. 
36.] Sigmaringen e | | (gehört zum Bauamt Coblenz.) 
e Lande 


Anlage C. 


Auf den Bericht vom 29. Januar d. J. beſtimme Ich gemäß § 30 d . 
treffend den Staatshaushalt, vom 11. Mai 1898 (Geſetzſamml. S. 17 195 5 be⸗ 
1. Die techniſche Prüfung und Feſtſtellung der Entwürfe äge fü 
ftaatliche Waſſerbauten im Geſchäftsbereiche der a 
und Forſtverwaltung, erfolgt durch den meliorationstechniſchen Rat bei der 
Regierung — vorbehaltlich der Vorſchriften unter a bis e der Ziffer 2 — end⸗ 

gültig in folgenden Fällen: 
a) bei Entwäſſerungen (Wieſen⸗ und Ackerentwäſſerungen durch offene Gräben 
oder Dränage) und Flußregulierungen, wenn die eigentlichen Flußregu⸗ 
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lierungskoſten nicht mehr als 20 000 „ ausmachen und kein erheblicher 
Einfluß auf die Waſſerführung der Vorfluter oder auf unbeteiligte Grund⸗ 
ſtücke oder Anlagen (Stauwerke, Mühlen uſw.) ausgeübt wird; 

b) bei Waſſerverſorgungsanlagen ohne künſtliche Waſſerhebung bei einem 

Koſtenbetrage bis zu 50 000 M; 
e) bei Bewäſſerungen bei einem Koſtenbetrage bis zu 20 000 M; 
d) bei allen Anſchlußentwürfen für bereits ausgeführte Meliorationen bei 
einem Koftenbetrage bis zu 50 000 M; 
2. In allen übrigen Fällen ſowie ferner in den Fällen der Ziffer 1, wenn es 
ſich handelt: 

a) um Entwäſſerungs⸗ und Kultivierungsentwürfe von Hochmoor, 

p) um Dränageentwürfe, die von der ſogenannten Schleſiſchen Anweiſung 

abweichen, 

c) um die Anwendung ſchwieriger, bisher nicht erprobter Konſtruktionen, 
unterliegen die Entwürfe und Bauanſchläge der techniſchen Prüfung und Feſt⸗ 
ſtellung durch die Miniſterialinſtanz. 

Berlin, den 5. Februar 1912. 
gez. Wilhelm R. 
ggez. Frhr. von Schorlemer. 


An den Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 


III. Handelsangelegenheiten. 


1. Handelsverkehr. 
Betr, Muſterlager für Hölzer aus den Schutzgebieten. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Selur 
erlin, den 3. Mai 2, 


Nach einer Mitteilung des Herrn Staatsſekretärs des Reichs⸗Kolonialamts ift vom 
1. April d. J. ab bei der Firma J. F. Müller & Sohn in Hamburg ein Lager für Muſter⸗ 
hölzer aus den deutſchen Schutzgebieten, in erſter Linie aus Kamerun eingerichtet worden. 
Die zwiſchen dem Reichs⸗Kolonialamt und der genannten Firma hierüber getroffene Ver⸗ 
einbarung hat zunächſt für die Dauer von zwei Jahren Gültigkeit. Die Einrichtung be- 
zweckt, Intereſſenten aus der deutſchen Induſtrie Probeſtücke in ſolchen Ausmaßen und 
von ſolcher Beſchaffenheit zur Verfügung zu halten, daß Verarbeitungs- und Ausnutzungs⸗ 
verſuche damit angeſtellt werden können. 

Das Muſterlager befindet ſich auf dem Holzlagerplatze der genannten Firma in Ham⸗ 
burg, Vierländerſtr. 300. Es werden daſelbſt Holzproben im jeweiligen Höchſtumfange 
von 200 Feſtmetern gelagert werden. Die Verwaltung des Lagers und den Verkehr mit 
den Intereſſenten hat das Laboratorium für Warenkunde bei den Hamburgiſchen Bota⸗ 
niſchen Staatsinſtituten (Leiter Profeſſor Dr. Voigt) übernommen. 

Anfragen und Anträge ſind daher gegebenenfalls an dieſes Laboratorium zu richten. 


Im Auftrage. 
IIb. 8451. Luſensky. 


2. Schiffahrtsangelegenheiten. 
Betr. Befugnis zur Ausübung des Seeſchiffer- und Seeſteuermanusgewerbes. 

Durch Entſcheidung des Kaiſerlichen Ober-Seeamts vom 16. April d. Is. iſt der 
Spruch des Seeamts in Bremerhaven vom 29. Dezember 1911 (HM Bl. 1912 S. 14) 
dahin abgeändert worden, daß dem Kapitän Heio de Buhr die Befugnis zur Ausübung 
des Schiffergewerbes zu entziehen, die Befugnis zur Ausübung des Steuermannsgewerbes 
aber zu belaſſen iſt. 

Dem Schiffer auf großer Fahrt Garrelt Riepkes Eckhoff, geboren am 26. Februar 
1862 zu Iheringsfehn II, iſt durch den Spruch des Seeamts zu Bremerhaven vom 
26. April d. Is. die Befugnis zur Ausübung des Schiffergewerbes entzogen worden. 
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3. Eichweſen. 
Betr, Eichgebühren. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. . 
Berlin W. 9, den 7. Mai 1912. 
Im Anſchluß an den Runderlaß vom 26. März d. J. (5M Bl. S. 84) beſtimme ich: 
1. Für die Nacheichung der Maße von einem Viertel⸗Hektoliter find die Gebühren 
nach den Sätzen zu berechnen, die nach der Anordnung, betreffend die Nacheichungs⸗ und 
Berichtigungsgebühren vom 13. März d. J. (SMBl. S. 83) für die Nacheichung der Maße 
von 20 Liter gelten. N n 8 5 
2. Für Beglaubigungs⸗ und Prüfungsarbeiten, für welche die Beſtimmungen der 
Eichgebührenordnung vom 18. Dezember 1911 keinen unmittelbaren Anhalt bieten, ſind bis 
zum Erlaſſe neuer Vorſchriften Gebühren unter finngemäßer Anwendung der Beſtimmungen 
des Anhangs zur Eichgebührentaxe vom 28. Dezember 1884 zu berechnen. 
Im Auftrage. 
IIa. 1788. Luſensky. 


An die Herren Eichungsinſpektoren. 


4. Sonſtige Angelegenheiten. 
Betr. Eiſenbahnbeförderung neuer Sprengſtoffe. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Sean e 


Die in Nummer 21 des Reichsgeſetzblatts für 1912 enthaltene Bekanntmachung des 
Reichs⸗Eiſenbahnamts vom 6. April 1912 läßt folgende Sprengſtoffe zur Eiſenbahn⸗ 
beförderung zu: 

. Gelatine-Donarit I, II, III uſw., 

„ Ammon-Elfagit,. Geſteins⸗Elſagit und Wetter⸗Gehlingerite, 

„ Raſchit III, IV und V, 

Kriewalder Sprengſalpeter, 

. Halalite, auch Wetter-, Kohlen- oder Geſteins⸗Halalite, 
„Schwergefrierbare Dynamite (veränderte Zuſammenſtellung). 

Unter Bezugnahme auf meinen Erlaß vom 14. Februar 1908 (HM Bl. S. 45) mache 
ich bekannt, daß dieſe Verſendungserlaubnis auf Antrag von 
zu 1. der Sprengſtoff⸗Aktien⸗Geſellſchaft Carbonit zu Hamburg, 
zu 2. der Elſaß⸗Lothringiſchen Sprengſtoff⸗Aktien⸗Geſellſchaft zu Straßburg i. E. 
zu 3. dem Dr. F. Raſchig in Ludwigshafen, { 
zu 4. den Sprengſtoffabriken Kriewald bei Gleiwitz, 
zu 5. den Sprengſtoffwerken Dr. R. Nahnſen & Cie, Aktiengeſellſchaft zu Hamburg 
zu 6. der Dynamit⸗Aktiengeſellſchaft vormals Alfred Nobel & Cie. zu Hamburg 


OD O Y u 


erteilt iſt. 
Im Auftrage. 
IIb. 3601. Luſensky. 


— — 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Stehender Gewerbebetrieb. 
Betr. Polizeiverordnung über Einrichtung und Betrieb von Bierdruckvorrichtungen. 


Der mit unſerem Erlaß vom 30. J 1909 (HM Bl 8585 a 
„ ae om . anuar : a 5 85 v 15 7 8 
einer Normal-⸗Polizeiverordnung, betr. Einrichtung und Betrieb 15 Baal 
hat ſich in einigen Punkten einer Ergänzung bedürftig erwieſen. Dieſem Bedürfnis wird 
bis auf weiteres durch folgende Abänderungen der gleichzeitig mit dem Entwurfe der 
Normal⸗Polizeiverordnung veröffentlichten Ausführungsanweiſung entſprochen werden können: 
a) Zu $ 3. 
Im zweiten Abſatz iſt ſtatt „größten Überd ; ären“ zu 
ſetzen: „größten Überdrucks“ (vergl. zu § 4 a). wuchs den Se 
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b) Zu § 5a. 
Im zweiten Abſatz iſt hinter den Worten „Glaszylinder von etwa 0,5 Liter 
Inhalt“ ſtatt des Semikolons ein Komma zu ſetzen, und es iſt dann einzu⸗ 
ſchalten: „der ſo nahe als möglich am Rückſchlagventil anzubringen iſt, um den⸗ 
jenigen Teil der Druckgasleitung, der bei Undichtheit dieſes Ventils der Ver⸗ 
unreinigung durch Bierſchleim und Pilze ausgeſetzt iſt, ſo kurz als möglich zu 
machen. 


n 
Im dritten Abſatz iſt ſtatt „ſogenanntem“ zu ſetzen „ſogenannte“. 
Der fünfte Abſatz iſt unter Zu § 5c als neuer vierter Abſatz mit folgender Faſſung 


zu bringen: 

Durch die Vorſchrift des § 5 b Ziffer (2) der Polizeiverordnung werden 
diejenigen doppelläufigen Zapfhähne (Zapfhähne, mittels deren Bier aus zwei 
verſchiedenen an den Zapfhahn angeſchloſſenen Leitungen je nach deſſen Stellung 
verſchenkt werden kann) dann verboten, wenn ſie im Innern eine Abweichung 
vom kreisförmigen Querſchnitte der übrigen Bierleitung oder Knicke und ſcharfe 
Krümmungen aufweiſen. Doppelläufige Zapfhähne, die von dieſen Fehlern frei 
ſind, würden alſo zuläſſig ſein. Es bleibt aber zu bedenken, daß doppelläufige 
Zapfhähne infolge der Möglichkeit, während des Zapfens unbemerkbar zwei 
verſchiedene Flüſſigkeiten zu miſchen, zur Vornahme betrügeriſcher Handlungen 
anreizen und unter Umſtänden ſogar die Beimiſchung geſundheitsgefährlicher 
Flüſſigkeiten zum Biere ermöglichen. Ob mit Rückſicht hierauf ein allgemeines 
Verbot der doppelläufigen Zapfhähne im § 5b der Polizeiverordnung angezeigt 
erſcheint, iſt unter Berückſichtigung der beſonderen Verhältniſſe der einzelnen 
Verwaltungsbezirke zu entſcheiden. Inſoweit dieſer Weg nicht beſchritten wird, 
iſt in Fällen, in denen der Verdacht eines Mißbrauchs der doppelläufigen Zapf⸗ 
hähne vorliegt, bei den regelmäßigen Reviſionen der Bierdruckvorrichtungen (§ 9) 
auf dieſen Punkt beſonders zu achten. 

Dem ſechſten Abſatz iſt folgender Satz hinzuzufügen: 
Auch ſind Bierleitungsrohre aus Aluminium zugelaſſen. 
n 
Es iſt ein neuer Abſatz folgender Faſſung anzufügen: 

Sodalöſungen zum Reinigen von Bierdruckleitungen aus Aluminium dürfen 
nicht mehr als 5 v. H. Soda enthalten, da ſonſt das Aluminium ſtark ange⸗ 
griffen wird. 

Zu 8 9. 
Es iſt ein neuer Abſatz folgender Faſſung anzufügen: 

Der bei der erſtmaligen Prüfung von Kohlenſäurezwiſchenbehältern anzu⸗ 
wendende Probedruck muß den höchſten Betriebsdruck ($ 4 a) um 1 Atmoſphäre 
überſteigen. 

1) Es hat ſich herausgeſtellt, daß in der Anlage 2 zur Polizeiverordnung (Mufter 
eines Reviſionsbuchs) irrtümlich folgende Ziffer 4 ausgefallen iſt: 

4. Die Vorrichtung zum Prüfen der Wirkſamkeit des Rückſchlagventils 
(Bierfang) und des Rückſchlagventils in der Kohlenſäureleitung gaben zu keinen 
— folgenden — Erinnerungen Anlass 


e „ , , ę ꝙ e . Kor Der ee, 


Wir erſuchen Sie, die Ausführungsanweiſung zu der von Ihnen erlaſſenen Polizei⸗ 
verordnung, betr. Einrichtung und Betrieb von Bierdruckvorrichtungen, hiernach abzuändern. 
Im übrigen bemerken wir noch folgendes: 


A. Gegen die Forderung des Bierfanges als alleiniger Vorrichtung zum Prüfen der 
Wirkſamkeit des Rückſchlagventils iſt der Einwand erhoben, daß dieſe Prüfung auch in 
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anderer Weiſe, z. B. dadurch erfolgen könnte, daß man nach Löſung der Verbindung 
der Druckgasleitung mit der Anſtichvorrichtung oder mit dem Rückſchlagventil feſt⸗ 
ſtellt, ob Bier oder Druckgas durch das Rückſchlagventil entweicht, und ob Vierſchleim 
oder Pilze in der Druckgasleitung vorhanden find. Dies Verfahren iſt anwendbar; es ſetzt 
aber voraus, daß die Löſung und Wiederbefeſtigung der Druckgasleitung ſowie die Prüfung 
dieſer Leitung und des Rückſchlagventils zufolge der Anordnung der Anlage ſchnell und 
ſicher ausgeführt werden können. Der Verzicht auf den gläſernen Bierfang nötigt aber 
weiter, da nunmehr Bier aus dem Faß durch das etwa undichte Rückſchlagventil in die 
Druckgasleitung bis in das Druckminderungsventil oder in den Druckgaskeſſel unbemerkt 
zurücktreten kann, zur Ausführung der ganzen Druckgasleitung aus bleifreiem Gummi oder 
aus dem für Bierleitungen vorgeſchriebenen Stoffe und zur Herſtellung der der Berührung 
mit Bier ausgeſetzten Teile des Druckminderungsventils oder des Druckgaskeſſels und der 
mit Hähnen verſehenen Verbindungsſtücke zwiſchen diefen. Teilen und der Druckgasleitung 
in der Weiſe, daß geſundheitsſchädlſche Verbindungen (3. V. giftige Metallſalze) nicht gebildet 
werden können. Hiernach dürfte in den weitaus meiſten Fällen der gläſerne Bierfang 
billiger und praktiſcher ſein als andere Mittel zur Prüfung der Wirlſamkeit des Rück⸗ 
ſchlagventils; er wird alſo auch weiterhin in der Regel zu dieſem Zwecke angewandt 
werden. a 8 A ya 4 5 N 
z. Wo das Bedürfnis zu einem allgemeinen Verbote ſämtlicher doppelläufiger Yapf- 
hähne vorliegt, wird ihm durch eine neue Ziffer (5) am Schluß des § 5% der Polizeiver. 
ordnung Rechnung zu tragen ſein. Dieſe Ziffer würde zweckmäßig folgenden Wortlaut 
erhalten: (5.) Doppelläufige Zapfhähne, in denen ſich zwei Leitungen vereinigen, ſind nicht 
uläſſig. Ä 
d Wr doppelläufige Zapfhähne vorhandener Bierdruckvorrichtungen würde dieſe neue 
Ziffer nach Maßgabe des zweiten Abſatzes unſeres Erlaſſes vom 2. Auguſt 1911 (SMBl. 
S. 315) Anwendung finden. . i u 

Mit der Aufnahme der neuen Ziffer (5) in den § be der Polizeiverordnung ſelbſt 
würde der fünfte Abſatz der Ausführungsanweiſung Zu § 5b gegenſtandslos werden. 

0. Der Hinweis auf die Zuläſſigkeit von Bierleitungsrohren aus Aluminium iſt zu⸗ 
folge einer Eingabe aus den Kreiſen der Beteiligten gegeben. Nach dieſer Eingabe ſollen 
bei Verwendung von Aluminiumrohren die unangenehmen Trübungserſcheinungen, die im 
Biere ſonſt durch Zinnrohre hervorgebracht werden können, wegfallen. Da außerdem die 
geringe Löslichkeit des Aluminiums im Biere praktiſch bedeutungslos iſt, ſo ſteht der Ver⸗ 
wendung von Aluminium für die Bierleitungen nichts im Wege. Beim Erlaß der Polizei⸗ 
perordnungen war dieſe Verwendung nicht bekannt; die Ziffer (1) des § 5b dieſer Polizei⸗ 
verordnung ſollte alſo nur für die damals allein in Betracht kommenden Zinnrohre be— 
ſtimmte Forderungen aufſtellen, nicht aber Aluminium vorweg ausſchließen. 

D. Der neue, letzte Abſatz unter Zu § 9, betreffend Probedruck bei der erſten 

Prüfung von Kohlenſäurezwiſchenbehältern, trägt dem Unmſtande Rechnung, daß der Probe⸗ 
druck bei Erlaß der Normal -Polizeiverordnung, beit. Einrichtung und Betrieb von Bier⸗ 
druckvorrichtungen, ſich nach § 4 Abſ. (3) der damals gültigen Polizeiverordnung, betr. den 
Verkehr mit verflüſſigken und verdichteten Gaſen, vom 14. Auguſt 1905 (Ml. ©. 247) 
als der den höchſten Betriebsdruck um ! Atmosphäre überſteigende Druck beſtimmte, während 
die Abänderung dieſer Polizeiverordnung vom 19. Februar 1909 (M Bl S. 110) den 
Probedruck für Gefäße mit verdichteten Gaſen, von niedrigen Überdrucken ſo beträchtlich 
erhöhte, daß die Kohlenſäurezwiſchenbehälter dadurch Schaden gelitten hätten. Da nun 
andererſeits der bisherige, den Betriebsdruck um 1 Atmoſphäre überſchreitende Probedruck 
erfahrungsgemäß genügt hatte, ſo iſt er nunmehr allgemein für die Kohlenſäurezwiſchen⸗ 
behälter feſtgeſetzt. ? 
. In denjenigen Bezirken, in denen das unter B erwähnte allgemeine Verbot ſämt⸗ 
licher doppelläufiger Zapfhähne durch die Polizeiverordnung ſelbſt zum Ausdrucke gebracht 
werden ſoll, wird es ſich empfehlen, auch die Zulaſſung des Aluminiums für Bierleitungs⸗ 
röhren durch eine Hinzufügung zu § 5b Ziffer (1) zum Ausdrucke zu bringen. 

In dieſem Falle würde endlich auch einer anderen Anregung, falls dafür ein 
Bedürfnis vorliegen ſollte, Folge gegeben werden können, indem nämlich im § 5b 
Ziffer (3) folgender, dem Schlußſatz des 8 6 Ziffer (2) Abſ. 2 entſprechende Satz an⸗ 
gefügt würde: 

Von jeder Entfernung und Beſchädigung der dieſem Zwecke dienenden 
Verſchlußplomben hat der Unternehmer der zuſtändigen Polizeibehörde binnen 
24 Stunden Anzeige zu machen. 


F. Die vorhandenen Formulare für Reviſionsbücher (Anlage 2) können aufgebraucht 
werden, wenn die unter k) angegebenen Abänderungen, handſchrifklich eingetragen werden. 

Wir erſuchen Sie (ausgenommen die Herren Regierungspräſidenten der Provinz Oſt⸗ 
preußen), nach Veröffentlichung dieſer Abänderung der Ausführungsanweiſung zur Polizei⸗ 
verordnung, betr. Einrichtung und Betrieb von Bierdruckvorrichtungen, und gegebenenfalls 
auch der Polizeiverordnung ſelbſt, mir, dem mitunterzeichneten Miniſter für Handel und 
Gewerbe, zwei Exemplare des die Abänderung enthaltenden Amtsblatts vorzulegen. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Der Miniſter des Innern. 
Im Auftrage. Im Auftrage. 
Luſensky. Dr. Freund. 


IIa. 313 M. f. H. — II d. 994 M. d. J. 
An die Herren Regierungspräſidenten und an den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 


2. Gewerbliche Anlagen. 
Betr. Herſtellung, Aufbewahrung und Verwendung von Acetylen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. ee den Mee 
erlin W. 9, den 7. Mai 5 


Der in der anliegenden Druckſache“) dargeſtellte von der Firma Peter Görres, Fabrik 
für Armaturen⸗ und Apparatebau in Frankfurt a. M.⸗Süd, in fünf Größen (Di- Dy) 
gebaute Acetylenapparat iſt auf Grund meiner Erlaſſe vom 25. April 1909 (HMBl. S. 235) 
und vom 18. Juni 1909 (HM Bl. S. 283) einer Betriebsprüfung unterzogen worden. Der 
Apparat leinſchließlich der zugehörigen, vom Deutſchen Acetylenverein mit Typenzeugnis 
Nr. 35 verſehenen Waſſervorlage) hat ſich dabei als zuverläſſig erwieſen, ſo daß keine 
Bedenken beſtehen, ihn für Zwecke der autogenen Metallbearbeitung bei Verwendung eines 
Carbids von 4 bis 7 mm 

1. in den Größen Dr, Du, Dm mit Carbidfüllungen bis zu 4 kg in geſchloſſenen 
Arbeitsräumen zuzulaſſen, 

2. in den vorgenannten und den Größen Dan und Dy mit Carbidfüllungen bis 
zu 10 kg bei vorübergehender, im Freien ſtattfindender Inbetriebſetzung in dem 
Bezirk anderer Ortspolizeibehörden als der des Wohnorts ſeines Beſitzers von 
der wiederholten Anzeige zu befreien, ſofern vor der erſtmaligen Inbetriebſetzung 
die vorgeſchriebene Anzeige mit einer Zeichnung, Beſchreibung und Gebrauchs⸗ 
anweiſung des Apparats unter Angabe des Erlaſſes, mit dem die Zulaſſung 
erfolgt iſt, der Ortspolizeibehörde des Wohnorts des Beſitzers erſtattet if. 

Apparate der Firma, denen vorſtehende Vergünſtigungen gewährt werden ſollen, müſſen 
mit einem Fabrikſchilde verſehen ſein, das an den zur Befeſtigung dienenden Zinntropfen 
den Stempel des Dampfkeſſelüberwachungsvereins zu Frankfurt a. M. erkennen läßt und 
im übrigen Aufſchriften gemäß nachſtehender Tabelle enthält: 
Eee Paar Ba a 9 en —— 


Apparat: Größe. % 1 D1 Du Din Div | Dy 


Sunidfeldeng n ke 3 2 4 Aue 
Höchſte Stundenleiſtung in Litern 300 600 1200 1800 3000 
Nutzbarer Inhalt der Gasglocke in Litern N 25 55 85 120 | 210 
Saflerinfalt des Entwiclers in Alten 28 58 | 90 125 | 210 


Carbidmenge nach deren Verbrauch zu ent⸗ 


ſchlammen iſt in kg 2 4 8 12 20 
Thpentlliinen '. . . 20. Wo Are. J20 4J 20 J20 Ay Ay 
Fabriknummer 
Jahr der Anfertigung en 
Firma; 


„) Die Druckanlage wird hier nicht veröffentlicht. 


Hinſichtlich der zu verwendenden Waſſervorlage verweiſe ich auf den Erlaß vom 
23. Dezember 1910 (HM Bl. 1911 S. 4), hinſichtlich der bei der Aufſtellung der Apparate 
zu ſtellenden Forderungen auf den Erlaß vom 14. April 1911 (SM Bl. S. 131). 

Ich erſuche, die Gewerbeaufſichtsbeamten und Ortspolizeibehörden unter Veröffentlichun 
dieſes Erlaſſes im Amtsblatt auf die auf Grund des § 21 der Acetylenverordnung 91 
zweckmäßig allgemein zu erteilende Ausnahme von den Beſtimmungen des $ 1 linſoweit die 
vorſtehend unter 2. erwähnte wiederholte Anzeige in Frage kommt) und des $ 2 (inſoweit 
die Benutzung in oder unter Räumen in Frage kommt, die zum Aufenthalte von Menſchen 
beſtimmt find) a. a. O. hinzuweisen. 

Für die Gewerbeaufſichtsbeamten ſind außerdem Abdrücke dieſes Erlaſſes ausſchließlich 
der Anlage beigefügt. Zeichnungen und Beſchreibungen des Apparats ſind im Bedarfsfalle 
von der ausführenden Firma anzufordern. 

Im Auftrage. 


III. 8338. Neumann. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten, hier. 


3. Arbeiterverſicherung. 
a) Kraukenverſicherung. 
Betr. Beſcheinigungen gemäß $ 75a des KVG. 

Den nachſtehend benannten Krankenkaſſen iſt die Beſcheinigung erteilt worden, daß 
ſie, vorbehaltlich der Höhe des Krankengeldes, den Anforderungen des Krankenverſiche⸗ 
rungsgeſetzes genügen: 

1. Kranken- und Unterſtützungskaſſe der Cigarrenarbeiter in Trebbin (E. H.) 

2. Kranken und Sterbekaſſe der Fuhrherren, Kutſcher und verw 0 4 
genoſſen „Eintracht“ zu Berlin E. H.), 7 | rwandten Berufs- 

3. Krankenkaſſe der Hutmachergeſellen zu Berlin (E. H.), 

4. Krankenunterſtützungskaſſe für die Maurer- und immergeſell 5 
Umgegend (E. H.), 8 geſellen von Brück und 

5. Kranken⸗ und Sterbekaſſe für Schreiner und Genoſſen verwand 3 
Wiesbaden (E. H.). N N andter Berufe zu 

Berlin, den 18. Mai 1912. 


Der Minifter für Handel und Gewerbe. 
Im Auftrage. 
Zu III 3402 II. Aug. Dr. Hoffmann. 


p) Unfallverſicherung. 
Betr. Unfallverhütungsvorſchriften der landwirtſchaftlichen Berufsgenoſſenſchaften. 
Berlin, den 16. März 1912. 


Mit Eurer Exzellenz ſtimmen wir darin überein, daß ein N f 

ü ehe . tebeneinand 

Gegenstand der landwirtſchaftlichen Berufsgenoſſenſchaften und den 

d 9 10 betreffenden Polizeiverordnungen zu Unzuträglichkeiten führen kann, ſofern ſich 
ieſe 9 0 vo in Rt miteinander befinden. ! 

nen wir an, daß die Mitwirkung der Gendarmen bei der landwirtſchaft⸗ 

e dn an nicht von dem Beſtehen ſolcher Verordnungen abe 
— en ſchon an ſich unter die ſicherheitspolizeilichen Aufgaben der Gendarmen fällt. 

nu tur erſcheint es uns nicht angezeigt, die noch in Geltung befindlichen Polizewerord⸗ 
ngen aufzuheben, bevor die auf Grund der Reichsverſicherungsordnung zu erlaſſenden 
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neuen Unfallverhütungsvorſchriften in Kraft getreten ſind, da die beſtehenden Vorſchriften 
nicht für alle Teile der landwirtſchaftlichen Betriebe erlaſſen ſind, auch ihre Durchführung 
nicht überall hinlänglich geſichert erſcheint. 


Der Miniſter Der Miniſter für Landwirt⸗ 7 x 

für Handel und Gewerbe. Schaft, Domänen und Forſten. Der Miniſter a ter. 
In Vertretung. In Vertretung. Sur Auftrage. 
Schreiber. Küſter. Dr. Freund. 


I. A. Ia. 701 M. f. L. — IId. 723 M. d. J. — III. 1736 M. f. H. 


An den Herrn Oberpräſidenten in N. 


c) Reichsverſicherungsordnung. 
II. Buch (Krankenverſicherung). 
Betr. Durchführung des II. Buchs (Kraukeuverſicherung) der RVO. 
Berlin W. 9, den 8. Mai 1912. 


Wenngleich über den Zeitpunkt, zu dem das II. Buch der Reichsverſicherungsordnung 
(Krankenverſicherung) in Kraft treten ſoll, eine beſtimmte Entſchließung noch nicht gefaßt 
iſt, ſo einpfiehlt es ſich doch, ſchon jetzt mit den Arbeiten für die Durchführung der Kranken⸗ 
verſicherung zu beginnen, um wenigſtens zunächſt einen Überblick über die künftige 
Organiſation der Krankenkaſſen zu gewinnen. Dabei iſt nach folgenden Geſichts— 
punkten zu verfahren: 


1. Zunächſt iſt die Zahl der nach der Reichsverſicherungsordnung verſicherungs⸗ 


pflichtigen Perſonen nach dem Stande vom 15. Juni d. J. zu ermitteln. Hier⸗ 
bei iſt zu beachten, daß die Verſicherungspflicht auf alle nach § 1226 RVO. 
der Invaliden⸗ und Hinterbliebenenverſicherungspflicht unterliegende Perſonen 
ausgedehnt iſt und ſich darüber hinaus erſtreckt auf alle Hausgewerbtreibenden, 
auf Perſonen, die das 16. Lebensjahr noch nicht erreicht haben, auf Lehrlinge, 
die ohne Entgelt beſchäftigt werden, und in den Fällen, in denen ein beſtimmter 
Jahresarbeitsverdienſt die Grenze der Verſicherungspflicht bildet, auf Perſonen 
mit einem Jahresarbeitsverdienſte bis zu 2500 %, während anderſeits für die 
Verſicherungspflicht der Schiffsbeſatzung deutſcher Seeſchiffe die nach dem KVG. 
vorgeſehenen Einſchränkungen beſtehen bleiben. Im übrigen wird für die Ermitte- 
lung der verſicherungspflichtigen Perſonen die Anleitung des Reichsverſicherungs— 
anits über den Kreis der gegen Invalidität und Krankheit verſicherten Perſonen vom 
26. April 1912 als Anhalt dienen. Die Frage nach der Verſicherungsfreiheit 
vorübergehend beſchäftigter Perſonen iſt, ſo lange nicht der Bundesrat auf 
Grund des § 168 RVO. Beſchluß gefaßt hat, auszuſcheiden. 


. Die Errichtung der Landkrankenkaſſen und allgemeinen Ortskrankenkaſſen bildet 


die Vorausſetzung für die Zulaſſung von beſonderen Ortskrankenkaſſen, von 
Betriebs⸗ und Innungskrankenkaſſen. Die Grundſätze, nach denen allgemeine 
Ortskrankenkaſſen und Landkrankenkaſſen errichtet werden ſollen, ſind in den 
§§ 226 bis 238 RWO. angegeben. 

Über die Bedeutung der Landkrankenkaſſen wird in der Begründung zur 
RWO. S. 122 folgendes ausgeführt: 


„Wenn zu der großen Zahl von Perſonen, die der Entwurf neu in die 
Krankenverſicherung einbezieht, noch rund ein und eine halbe Million Ver⸗ 
ſicherte treten, die in Krankenkaſſen unterzubringen ſind, ſo bedarf es der 
Prüfung, ob ſich die fortbeſtehenden Kaſſenarten zur Aufnahme aller dieſer 
Neuverſicherten eignen. Insbeſondere fragt es ſich, ob dies hinſichtlich 
der Ortskrankenkaſſen der Fall iſt, die dafür faſt durchweg allein in Frage 
kommen würden. Dabei muß vor allem unterſucht werden, ob es zweck⸗ 
dienlich iſt, die urſprünglich mehr für die gewerblichen Arbeiter berechneten 
Einrichtungen der Ortskrankenkaſſen einfach auf die Verhältniſſe der Land⸗ 
bevölkerung zu übertragen, und ob den eigenen Intereſſen der landwirt— 
ſchaftlichen Arbeiter durch ihre unterſchiedsloſe Zuſammenfaſſung mit den 
ſtädtiſchen Verſicherten gedient wird. Dieſe Frage wird ſich allgemein für 


— c ——— — »— ̃ ————⁰⁰¹⁰¹N ᷣʃQ jp/̃̃̃ ²dmp— mmm ⏑ð;ʃ½. ß —2?öé:ꝓ9 
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das Reichsgebiet nicht einheitlich beantworten laſſen, da hierfür die Ver⸗ 
hältniſſe zu verſchieden liegen. Jedenfalls aber kann man ſich kaum der 
Überzeugung verſchließen, daß die Antwort für manche Bezirke verneinend 
ausfallen muß, in denen bisher noch die Landbevölkerung ſich nach An⸗ 
ſchauungen und Lebensgewohnheiten ihre alte Eigenart und Sonderſtellung 
gewahrt hat. Es kommt hinzu, daß die ländlichen Arbeiter vielfach mit 
der Ausübung von Selbſtverwaltungsrechten noch minder vertraut, auch 
dazu bei den großen Entfernungen weit weniger in der Lage find, als 
die gewerblichen Verſicherten. Für ſie liegt daher in gemeinſamen Kaſſen 
die Gefahr nahe, daß ſie bei der tatſächlichen Ausübung der Selbſtver⸗ 
waltungsbefugniſſe, inſonderheit bei den Wahlen, von ihren ſtädtiſchen 
Kaſſengenoſſen in den Hintergrund gedrängt und von einer wirkſamen 
Vertretung ihrer beſonderen Eigenintereſſen ausgeſchloſſen werden. Die 
Unzuträglichkeiten, die ſich bei einer Vereinigung der bisher verſicherten 
Perſonen mit den neuverſicherten Gruppen herausſtellen, müſſen ſich da 
noch erheblich ſteigern, wo ſich die Bedingungen der Verſicherung, nament⸗ 
lich das Maß der Beiträge und Leiſtungen, für neu einbezogene Bevölke⸗ 
rungsklaſſen notgedrungen abweichend geſtalten. So bei den Haus⸗ 
gewerbtreibenden und vielfach bei dem Geſinde und den landwirtſchaft⸗ 
lichen Arbeitern. Es erſcheint daher angemeſſen, zwar da, wo es nach 
den örtlichen Verhältniſſen angezeigt iſt, die Verſicherung auch der Neu⸗ 
verſicherten bei den Ortskrankenkaſſen zuzulaſſen, im übrigen aber für 
dieſe beſondere Einrichtungen zu ſchaffen, welche die Eigenart ihrer Lebens⸗ 
und Verſicherungsverhältniſſe berückſichtigen.“ 

Die Errichtung der allgemeinen Ortskrankenkaſſen und der Landkranken⸗ 
kaſſen ſteht nach § 231 a. a. O. den Gemeindeverbänden zu. Gemeindeverbände 
im Sinne dieſer Vorſchriften find nach Ziffer 6b der Bekanntmachung vom 
7. Dezember 1911 (HM Bl. S. 447) die Stadt⸗ und Landkreiſe (Oberamtsbezirke), 
ſowie die Gemeinden, ſoweit der Bezirk der Krankenkaſſe nicht über den der 
Gemeinde hinausgehen ſoll. Hierbei iſt zu beachten, daß gegenüber dieſem Rechte 
der Gemeindeverbände die den beſtehenden gemeinſamen Ortskrankenkaſſen durch 
Artikel 15 EG. zur RVO. eingeräumte Befugnis, zu allgemeinen Ortskranken⸗ 
kaſſen ausgeſtaltet zu werden, zurücktreten muß. Der Antrag auf Zulaſſung 
ſolcher Krankenkaſſen iſt daher ſo lange nicht zu genehmigen, bis feſtſteht, daß 
der Gemeindeverband ſelbſt die Errichtung einer allgemeinen Ortskrankenkaſſe 
nicht beſchließen will. Es bleibt dann der nicht zugelaſſenen Kaſſe überlaſſen, 
ſich entweder aufzulöſen oder die Zulaſſung als beſondere Ortskrankenkaſſe zu 
beantragen. Bei der Auswahl der zur Umwandlung in eine allgemeine 
Ortskrankenkaſſe berufenen gemeinſamen Ortskrankenkaſſen in den Fällen des 
Artikels 15 Abſ. 2 a. a. O. iſt für die Entſcheidung nicht die Mitgliederzahl, 
ſondern die größere Leiſtungsfähigkeit und beſſere Verwaltung maßgebend. 

Landesgeſetzliche Beſtimmungen, nach denen die Errichtung von Land⸗ 
krankenkaſſen ausgeſchloſſen ſein ſoll (8 227 RVO.) ſind z. Z. nicht in Aus⸗ 
ſicht genommen. Die Entſchließung über etwaige Abweichungen ($ 226 
Abſ. 3 a. a. O.) behalten wir uns für Einzelfälle vor. Die nicht kreisfreien 
Gemeinden, in denen an Stelle des Landrats der Gemeindevorſtand als „untere 
Verwaltungsbehörde“ gelten ſoll (Bekanntmachung vom 7. Dezember 1911, 
Ziff. 2, HMBl. S. 447), werden in kurzer Zeit bezeichnet werden. 

3. Es empfiehlt ſich, daß Ortskrankenkaſſen, die wegen der Zahl ihrer Mitglieder 

oder aus anderen Gründen offenbar den Anforderungen des § 240 RVO. 
nicht entſprechen, oder die ſich mit anderen Kaſſen vereinigen wollen, ſchon jetzt 
auf Grund der §8 47, 48 des Krankenverſicherungsgeſetzes ihre Auflöſung be⸗ 
ſchließen, und daß ihre Vereinigung mit anderen beſtehenden Ortskrankenkaſſen 
ebenfalls auf Grund der Vorſchriften des Krankenverſicherungsgeſetzes herbei⸗ 
geführt wird. Das Gleiche gilt für Betriebs⸗ und Junungskrankenkaſſen. — 
Auch ſteht nichts im Wege, daß ſchon jetzt die Generalverſammlungen der Orts, 
Betriebs- und Innungskrankenkaſſen den nach Artikel 18 des EG. zur RVO. 
erforderlichen Antrag auf Zulaſſung beſchließen. Den Beſtrebungen der 
beſtehenden Ortskrankenkaſſen, ſich zu großen Kaſſen zuſammenzuſchließen, ſind 
grundſätzlich keine Hinderniſſe zu bereiten. 


Anlage. 
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4. Die eingeſchriebenen Hilfskaſſen, welche als Erſatzkaſſen nach § 503 RO. nicht 
mehr zugelaſſen werden können, werden gut tun, alsbald ihre Umwandlung in 
Zuſchußkaſſen zu beſchließen, zumal nach dem bevorſtehenden Inkrafttreten des 
Geſetzes über die Aufhebung des Hilfskaſſengeſetzes vom 20. Dezember 1911 
(RG Bl. S. 985) eine Anderung der Satzungen nochmals nötig fein würde. 
Nach dem Erlaſſe vom 21. November 1911 (HMBl. S. 418) wird für Preußen 
von der Befugnis, die Mitgliederzahl der Erſatzkaſſen herabzuſetzen, kein Ge⸗ 
brauch gemacht werden. 

5. Die Landräte und Vorſtände der Gemeinden, bei denen ein Verſicherungsamt 
als gemeindliche Behörde errichtet wird, haben ſich zunächſt in unverbindlicher 
Weiſe darüber zu äußern, welche Vorſchläge fie demnächſt den Kreis- und Ge⸗ 
meindevertretungen wegen der Errichtung von allgemeinen Orts- und von Land⸗ 
krankenkaſſen zu machen gedenken. Für den Bezirk jedes Verſicherungsamts 
ift eine Überſicht über die beſtehenden Träger der Krankenverſicherung und ein 
Organiſationsplan nach dem beiliegenden Muſter in doppelter Ausfertigung ein⸗ 
zureichen, wobei zu beachten iſt, daß die Gemeinde-Krankenverſicherungen nach 
Artikel 14 des EGG. zur RVO. fortfallen. 

In der Spalte „Bemerkungen“ iſt bei den beſtehenden Ortskrankenkaſſen, 
Bau-, Betriebs⸗ und Innungskrankenkaſſen anzugeben, ob ein Antrag auf Zu⸗ 
laſſung als beſondere Ortskrankenkaſſe ($$ 239 ff.) oder als Betriebs⸗ oder In⸗ 
nungskrankenkaſſe im Sinne der RVO, bei den Ortskrankenkaſſen außerdem 
ob ein Antrag auf Ausgeſtaltung zur allgemeinen Ortskrankenkaſſe (Art. 15 CG. 
zur RVO.) zu erwarten ſteht und ob, ſoweit ſich das überſehen läßt, dieſen 
Anträgen entſprochen werden kann. Bei den eingeſchriebenen Hilfskaſſen iſt zu 
bemerken, ob fie als Erſatzkaſſen (58 503 ff.) in Frage kommen werden. Von 
beſonderen formellen Verhandlungen mit den Kaſſenorganen ift einſtweilen abzu⸗ 
ſehen. Bei den allgemeinen Orts- und den Landkrankenkaſſen ſind Abweichungen 
von der Regel der RVO. in Spalte „Bemerkungen“ kurz zu begründen. 

Die Weiterbearbeitung dieſer Angelegenheit hat demnächſt im Oberver⸗ 
ſicherungsamte zu geſchehen. 


Wir behalten uns vor, Ihre Vorſchläge unter Zuziehung der Vorſitzenden der Ver⸗ 
ſicherungsämter mündlich am Sitze jeder Regierung zu beſprechen. 

Ihren Bericht wollen Sie mir, dem Miniſter für Handel und Gewerbe, bis zum 
1. Auguſt einreichen und je eine Abſchrift mir, dem Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen 
und Forſten, vorlegen. 

Überexemplare dieſes Erlaſſes nebſt Anlagen für die zukünftigen Verſicherungsämter 
liegen bei. 


Rn 2 Der Miniſter für Landwirtſchaft 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Somiten und J ö 
Dr. Sydow. In Vertretung. 
III. 3119 M. f. H. — IA. Ia. 1763 M. f. L. Küſter. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Oberpräſidenten in Potsdam. 
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Anlage. 
Verſicherungsamt in 

für den Bezirk: 

Angabe der Gewerbs⸗“ Sahl ) N 
1 zweige, Betriebsarten a) HE 
Lfd. Name Bezirk Sitz oder des Geſchlechts, iy) perſicherungs⸗ Bemerkungen 
= für welche die Kaffe berechtigten 

errichtet tft Mitglieder 
1 2 5 6 


A. Beſtehende Träger der Krankenverſicherung.“) 


B. Orgauiſationsplan für die Errichtung von allgemeinen Orts: und Land⸗ 
kraukenkaſſen.) 


1 4 3 2 8 
) Bei den Trägern der Krankenverſicherung iſt die Zahl nach dem Durchſchnitt des Jahres 
1911 ER a ser un zu errichtenden (B) nach der n Zahl, die am 15. Juni 1912 
vorhanden ſein würde und ohne Rückſicht auf die ee e ee 4% M 0.0: 
2) Geordnet nach I. Gemeindekrankenverſicherungen, II. Ortskrankenkaſſen, II. SEIN ei 8 
bung en 19 Junungstrankenlaſſen, V. Eingeſchriebene und auf Grund landesrechtlicher Vorſchriften er 
richtete Hilfskaſſen, die dem $ 75a KVG. entſprechen. 
) Geordnet nach I. Allgemeine Ortskrankenkaſſen, II. Landkrankenkaſſen. 
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v. Gewerbliche Unterricht3angelegenheiten. 


Allgemeine Angelegenheiten. 
Betr, Wanderverſammlung des Deutſchen Gewerbeſchul⸗Verbaudes. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 9, den 4. Mai 1912. 

In der Zeit vom 29. Mai bis zum 1. Juni 1912 findet in Braunſchweig die 
XXIII. Wauderberſammlung des deutſchen Gewerbeſchul⸗Verbandes und gleichzeitig der im 
Verbande beſtehenden Gruppen der Baugewerkſchulmänner, der Maſchinenbauſchulmänner, 
der Kunſtgewerbeſchulmänner, der Gruppe für gewerbliche Pflicht- und Fachſchulen und 
der Gruppe für Mädchengewerbeſchulen ſtatt. Auf den Antrag des Vorſitzenden des 
deutſchen Gewerbeſchul⸗Verbandes erkläre ich mich damit einverſtanden, daß aus den 
Provinzen Brandenburg, Schleswig⸗Holſtein, Pommern und Poſen von jeder größeren 
gewerblichen Unterrichtsanſtalt einſchließlich derjenigen für das weibliche Geſchlecht der 
Leiter bezw. die Leiterin und je eine hauptamtliche Lehrperſon, im Falle der Behinderung 
der erſtgenannten je zwei hauptamtliche Lehrperſonen, zu den Verhandlungen entſandt 
werden können. Ich ſetze voraus, daß in den Anſtaltsetats zur Deckung der entſtehenden 
Koſten hinreichende Mittel vorhanden ſind, und überlaſſe in dieſem Falle den beteiligten 
Direktionen, Schulvorſtänden oder Vereinen die erforderlichen Anordnungen. Die Reiſe⸗ 
beihilfen dürfen nur bis zur Höhe der für Schülerausflüge feſtgeſetzten Beträge bewilligt 
werden. (Vergl. Erlaß vom 8. Mai 1903, HM Bl. ©. 199.) 

Die gewerbeſchultechniſchen Referenten können von den Herren Regierungspräſidenten, 
ſoweit es zweckmäßig erſcheint, zu den Verhandlungen entſandt werden. 

Ferner beſtimme ich, daß den Lehrperſonen, welche ſich an der Wanderverſammlung 
beteiligen wollen, der erforderliche Urlaub erteilt wird. Auch dürfen die Pfingſtferien an 
den in Betracht kommenden gewerblichen Unterrichtsanſtalten, inſoweit dies durch die Ve⸗ 
teiligung der Lehrperſonen an der Wanderverſammlung ausnahmsweiſe nötig werden ſollte, 
bis zum 1. Juni d. Is. verlängert werden. 


Im Auftrage. 
IV. 3991. Dr. Neuhaus. 


An die Herren Regierungspräſidenten in den Provinzen Brandenburg, Schleswig⸗Holſtein, 
Pommern und Poſen. 
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